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Von Mazowıjeck] Walesa
Polen nach den Präsıdentschaftswahlen
Die Wahl des Arbeiterführers UN Solidarnosc-Gründers handelsbilanz, die Abschöpfung des Geldüberhangs ıIn
Lech Walesa ZU polnıschen Staatspräsıdenten bedeutete den Privathaushalten durch die Einführung VO Markt-
gleich das FEnde der ersien nachkommunistischen polnischen preısen, die Stabilisierung des Zioty gegenüber den Hart-
Regierung Unter dem Znak-Journalıisten Tadeusz Mazo- währungen.
wieckı und damiıt auch das einstweılıge Ende der polıtischen Diese Vorgaben wurden mehr oder wenıger bınnen 1N1-
Laufbahn des bisherigen Premıiers, nachdem dıieser als Gegen- SCI Monate erreıicht. Auf das Mınuskonto kamen aber die
handıdat Walesas bereits IM ersien Durchgang der Präsıden- Folgen der Deflationspolitik In Gestalt VOoO Nachfrage-enwahlen hatte ausscheiden MUSSEN. Woran ıst Mazowirieck: un: Produktionsrückgängen, monatlıch steigenden Ar-
gescheitert? Kann Walesa dıe Erwartungen der Polen wen1g- beitslosenzahlen, Verteuerung VO  — Krediten Das Bal-
S$IeNSs mittelfristig erfüllen Sıcher 1st — jedenfalls für die 'her- cerowıcz-Programm gerlet mehr und mehr De-
gangsphase his ZUT Konstitnierung PINES Ny, annn mol[l schufß Es gyebe eigentlıch keın Wırtschaftts- und nvest1-
demokratisch gewählten Seim UN. der Verabschiedung e1iner tLOoNSprogramm, dıe Regıierung LUE nıchts die

Verfassung NUYT 1ine kräftige Gewichtsverlagerung Rezess1on, die Landwirtschaftspolitik werde völlıg Ver-
DO  S Regierung UN. Parlament ZU Staatspräsidenten. Fın nachlässigt. Der Abbau der rlesigen Wırtschattsbürokra-
polnısches Präsıdialregime zeıchnet sıch ab We das Schicksal t1e und die Entlassung der alten Direktoren und anderer
des einstigen Watesa-Beraters Mazowireck:ı z ırd sıch aber ehemaliger Nomenklaturaangehöriger komme nıcht
auch das Schicksal Walesas selbst daran entscheiden, z LEWELL o  1015 die Privatisierung der Industriebetriebe stehe 1M -

ıhm UN: seinem Präsıdialkabinett gelingt, Polen 0 1LrE- INCT noch bevor USW.

schaftlıch auf die Beine helfen. Dıiıe Stabıilität des Zioty und iıne posıtıve Außenhandelsbi-
In Polen 1St November 1990 iıne Ara Ende g —-

lanz wıegen nıcht 1e] be1l Menschen, die hre WIrt-
schaftliche und soz1ıale Zukunft bangen, ArbeıitslosigkeitSaıNSCHN Eın Mythos wurde endgültig Grabe ragen,

eın ataler Irrtum aufgedeckt. Miıt dem Ausscheiden VO
befürchten un: der Einführung VO Marktpreisen für
Waren und Dienstleistungen SCh des ebenfalls einge-Tadeusz Mazowieck:ı A4aUS dem Präsıdentschaftswahlkampf

In der ersten Runde, der Nıederlage Lech Walesa ührten indırekten Lohnstopps keine entsprechenden
Lohnerhöhungen ENILSESCENSELIZEN können.un: den „Mann AaUuUsS dem Nıchts“ Staniıstiaw T’yminskı —_

dete dıe postkommunistische Phase ın der polnı-
schen Polıitık, die MmMIt der fast einstımmıgen ahl des Nıcht dıe Außenpolitik Wr
Walesa-Kandıdaten Mazowileckı ZU Eerstien nıchtkom- wahlentscheidendmuniıstischen Regierungschef des inzwıschen 1N-

gebrochenen „Sozıalıstischen Lagers‘ August 1989 Solange die Zustimmung zZUu Schlüsselbereich der Mazo-
begonnen hatte. Von der Bewegung „SONdarnosC}, die wieck1-Regierung, der Wırtschafts- un Fınanzpolitık,
nıemals ıne monoli:thische Eıinheıt, sondern iıne breıte einmütıg WAarl, 1m und alten Establish-
Koalıtion dıe ommunistische Monostruktur SCWC- ImMentL. un In den Medien die Parole yalt Es o1bt keıine AI
SC  D WAar, auf den Schild gehoben, hatte dıe Koalıtionsre- ternatıven Z Balcerowıcz-Programm, wurde der be-
glerung Premier Mazowieck]ı ıIn ihrer 15monatıgen schwerliche Weg In die Marktwirtschafrt VO der großen
Amtszeıt den endgültigen Bruch mIıt der kommunisti- Mehrkheit der Bevölkerung akzeptiert, auch WENN der Me-

chanısmus nıcht wırklıch verstanden wurde. Als aber Lechschen Vergangenheıt mıiıttels spektakulärer Gesten SOWIe
zahlreicher Ma{fßnahmen Z verfassungs- und gesetzZma- Walesa VO Danzıgz aus der Regierung Mazowileckı ın
ıgen Einführung eiınes demokratıschen Rechtsstaates arschau „den Krıeg erklärte“ und die Kritik der K
und 7T Überführung des staatswirtschaftlichen Molochs g]erung VoO allen Seıten, nıcht zuletzt In den Reihen der
In ıne Marktwirtschafrt besiegelt. „Bürgerkomitee”-Fraktion 1m SeJm, zunahm, als das olk

die Kunde vernahm, gyehe uch anders, mıt wenıger Ko-
sStienNn für den Eınzelnen un: mIt mehr sozıaler Abtede-Wıirtschaftsreform mıt Schattenseıten
rung, ylaubten viele das allzu SCIN, W1€e S1e UVO

Die Politik der Regierung Mazowieckı blıeb nıcht ohne geglaubt hatten, die VO  S Balcerowicz verschriebene Rofßs-
Erfolg. Am melsten konnten sıch Finanzminıster Leszek kur sSe1 unabwendbar un: notwendig.
alcerowicz un: Außenmuinister Krzysztof Sbubiszewski Dıe außenpolitische Neuorientierung der ersten nıcht-
profilieren. Balcerowicz hatte 1mM Oktober 1989 seın VO kommunistischen Regierung Polens und hre dıplomatı-
dem amer1ıkanıschen Okonömen Jeffrey Sachs inspırıertes schen Erfolge bıldeten tür die polnıischen Durchschnitts-
Wirtschafts- und Finanzreformprogramm vorgestellt, das bürger keın Gegengewicht für das VO Westen, seinen
seIt dem I januar 1990 stufenweise eingeführt wurde. Als Regierungen, Wıirtschafts- und Finanzzentren gyutgehel-
wichtigste lele yalten der radıkale Abbau der Staatssub- Bßene, In Polen als hart empfundene Balcerowıicz-Pro-
ventionen, der Ausgleıch VOoO Staatshaushalt und Außen- un für das „10w profile“ des Kabınetts mıt
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Ausnahme des rührıgen Arbeitsministers Jacek Kuron, den können. Wahrscheinlich sa seıne Lage noch
dessen Mınısterium aber SCH leerer Staatskassen nıcht nıcht als aussıchtslos und hoffte einfach auf eın Paar

Zusatzpunkte.vıel sozıaler Absıcherung offerieren konnte. Kuron
WaTr der einzıge In der Regıierung, dıe sympathıiısche, ber
untähige Regierungssprecherin eingeschlossen, der be- Für Mazowleckı wurde schwier1goriffen hatte, dafßs, WENN 190028  — der Bevölkerung 1mM Augen-
blıick wenı1g mehr als „Blut, Schweifß und TIränen“ Mıt der Kandıdatur zwelıer Päsıdentschaftskandidaten
bıeten vermochte, dies zumiındest verständlich machen A4aUS den Reihen der „Solıdarnos6” wurde nıcht 1U  ar der
mußfßte. Massenkommunikation, Öffentlichkeitsarbeit Mythos der Einheit der „Solidarnost”-Bewegung
für die Regierung Mazowileck:ı bıs zuletzt Fremdworte. Grabe r  Nn, sondern auch dıe „Solıdarnos6“ als 1i1ne

antıtotalıtäre Bewegung, die nunmehr mMIt der FestigungDa dıe Außenpolitik eınen nachgeordneten Stellenwert des polıtischen Pluralısmus und der parlamentarıschenfür dıe polnıschen Wahlbürger besıtzt, WEenNnn wiırtschafrtlı- Demokratie sıch selber überflüssıg gemacht hatte. Dıiesesche Probleme auf den Nägeln brennen, 1STt iıne sıch alte „natürliche“ Ende der Einheit, zugleich auch des spezi1f1-Erfahrung. Hıer 1St dıe polnısche Regierung eiıner Fehl- schen 4US dem Kampf das realsozıalıstısche Regımekalkulatıon aufgesessen, dıe IN den VEISANSCNC ZWanzlıg entwickelte Ethos WAar VO den Gegenspielern Walesas,Jahren bereıits die kommunistischen Führungen Polens dıe hauptsächlich 1n der Regierung und 1n der Parlaments-tolgenschweren Entscheidungen veranla{fit hatte. Außen- traktiıon des Bürgerkomitees findens Spat, fürpolıtısche Erfolge sollten 1nA zeıtlıchem usammen- einen Erfolg 1mM Präsıdentschaftswahlkampf Spat ak-hang mIıt radıkalen wirtschaftspolitischen Schritten oder/
und 1MmM Ontext eıner exıstenzbedrohenden Krıse für dıe zeptiert worden. Walesa o1ng mMIı1ıt seinem „Krieg”

Woarschau In die Offtensive und ehıelt S1Ee polıtısch undregıerende Equiıpe VO innenpolıtıschen Schwächen ab-
lenken. Die Ablenkungsversuche standen fatalerweise 1mM - psychologiısch bıs den Wahlen 1m November. Danzıg

agıerte und Warschau reagıerte.LG E: 1m Zusammenhang mIıt deutschlandpolitischen Inıtiatı-
ven oder Erfolgsmeldungen. Ungeachtet des Bruchs des 7war genofßs Regierungschef azowleck:; ıIn der Bevölke-
demokratischen Polen miıt der Vergangenheıt äfst sıch rungs bıs INn den Herbst 1990 großes Ansehen, aber selıne
womöglıch ıne Kontinultät dieser Fehlperzeption test- Regierung verlor VO Monat Monat öffentlicher
stellen. und parlamentarischer Unterstützung. Der Walesa-Flügel

ın der „Solıdarno$s€”, der 1ne rasche Parteienbildung AausAm Dezember 1970 WaTtT In Warschau der Normalısıe- dem Nachla{fß der „Solıdarnos6“ befürwortete, eın MmMIt
rungsvertra miıt der Bundesrepublık Deutschland abge- weıtreichenden Kompetenzen AauUSgESLALLELES Präsıdenten-schlossen worden, wenıge Tage spater wurden die

am verlangte, hatte 1m Frühjahr 1990 dıe Miıtte-Rechits-Lebensmiuttelpreise ohne Vorankündıigung drastısch — Grupplerung „Verständigung entrum“ INSs Leben SCIU-höht Es kam blutıg nıedergeschlagenen Unruhen. (B ten TSt adurch wurden die Anhänger azowileckismulka StUrzte Wel Wochen nach der Vertragsunterzeıch- mobiılısiert, diıe einem starken Parlament und eıner SLAar-
NUunNng Im Juniı 1976 weılte der Parteichet Gierek einem
großen Staatsbesuch 1n der Bundesrepublik, brachte Miıl- ken Regierung das Wort redeten und In einer Präsıdent-

schaft Walesas eın hohes Rısıko für die Stabilisierunglıardenkreditzusagen miıt nach Hause. Unmiuittelbar nach
seıner Rückkehr verkündete die Regierung der unvorbe- demokratischer Strukturen betrachteten. S1ıe tfürchteten

dıie autorıtären und sprunghaften Eigenschaften In Wale-reıteten Bevölkerung VO ıne spürbare Erhöhung
der Preıise für Grundnahrungsmaittel. ESs kam Streıiks, Ssas Wesen und die Hınwendung einem postkommunisti-

schen Autorıtarısmus In der polnıschen Polıitik. 7ur Unter-Unruhen, Verhaftungen, aber die Regierung ZO dıe
Preiserhöhungen zurück. Das Ende der Ara Gierek nahte. ung VO Mazowileckı wurde darautfhin die „Bürger-

bewegung Demokratische Aktion“ (KOAD) INSs LebenIm August 1980, mıtten In der sıch ausweıtenden Streikbe-
CRUNg, unternahm Gierek den vergebliıchen Versuch gerufen, die selbst wıederum Ine Koalıtion unterschiedli-

cher polıtischer Strömungen darstellte. ROAD wünschteeiınes Ireffens mIıt dem deutschen Bundeskanzler. ach
der Ausweıtung der Streiks auf das gESAMLE Küstengebiet sıch Mazowieckı als Präsıdenten; der zögerte aber noch

kandıdieren.muÄfste eınen avisıerten Kurzbesuch ın der Bundesrepu-
blık absagen, WEe1 Wochen späater WAar Gierek nıcht mehr Um dem amtıerenden Präsıdenten Jaruzelskı eınen ehren-
Parteichef. haften Abgang erleichtern, wurde auf se1ın ENISPrCE-
Am November 1990 wurde INn Woarschau der (GJrenzvuer- chendes Bittschreiben VO 19. September 1990 VO

LTAQ mA1t dem vereinıgten Deutschland unterzeıchnet, wel- Parlament dıe Verkürzung der bıs 1995 lautenden Amts-
tellos eın außenpolıitischer Erfolg tür das Gespann eıt des Präsıdenten beschlossen. Auf diesem Wege wurde
Mazowileckı-Skubiszewski1. Zehn Tage spater mu{fßte Ma- der General davor bewahrt, VC) seinem Amt zurückzutre-
zowıieckı 1ıne bıttere Nıederlage be]l den Präsıdentenwah- ten, einem VO Volke gewählten Nachfolger Platz

machen. Der sollte nach Parlamentsbeschlufß 25 No-len einstecken. Sıcher ware abwegıg, remiıer Mazo-
wıeck ı unterstellen, habe gyeglaubt, durch das vember un: bel Vertehlen der absoluten Mehrkheit der ab-
Frankfurter TIretftfen mIt dem eutschen Kanzler und die gegebenen Stimmen iın einem zweıten Wahlgang
Vertragsunterzeichnung das Blatt seiınen unsten WeEeN- Dezember 1990 gewählt werden.
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Luttschlössern der Sehnsucht vieler nach eıner raschenach Jaruzelskı blieb noch eın Vertreter des ‚ancıen re-
gıme“ 1mM Amt, der Vorsitzende der Obersten Kontroll- un: schmerzlosen Wendung der wiıirtschaftliıchen Gege-

benheiten melsten. Miıllıonen VO Polen auchkammer (NajwyzZsza Izba Kontroli/NIK), General W
deusz Hupalowskı, dem gelungen WAar, sıch be1 den den Machtkampf zwıschen dem Walesa- und dem Mazo-
Vertretern des demokratischen Systems durch unparte1- wieckı-Lager eıd ach iıhrer Meınung machte dabe1 ıne
iısche und Strenge Amtsausübung Ansehen verschaftftfen. nNeue Elite wıeder LWAaSs sıch auUs, iıne Elıte, dıe für

sıch ıIn den etzten anderthalb Jahren bereıts zuL g -
Eın ataler Irrtum hatte, während das olk wıeder eiınmal eer 4U 5 -

gehe. Diese gyefährliıche Entiremdung, die das Na
ach langem Zögern erklärte sıch Anfang Oktober Mını- un: 06  „Sıe 4 U 5 kommunistischen Zeıten erinnert, wırd
sterpräsıdent Mazowieckiı bereıt, als Präsıdentschaftskan- yesichts des Wählerpotentials des Kandıdaten Tyminskı
didat des ROAD den Danzıger „Zentrums -Kandı- die polnısche Polıitik noch beschäftigen.
daten Walesa ANZUtreten Bıs Anfang November yalten Als Konsequenz Aaus dem schlechten Abschneiden be] den
Walesa und Mazowieck:ı als einzıge aussıiıchtsreiche DPrä- Präsıdentschafttswahlen erklärte Mınıisterpräsident Mazo-
sıdentschaftsanwärter, bıs den l1er weılteren Kandı- wıeck] November seınen Rücktritt. Auf Bıtten VO
daten der bıs dahın gänzlıch unbekannte Auslandspole Präsiıdent Jaruzelskı tührte mIıt seıner Regierung die
und Unternehmer Stanıslaw TIyminskı aut demoskop1- Amtsgeschäfte bıs Z Wahl eınes Nachfolgers weıter. Er
schen Umfifragen 1ın der (sunst der Wähler rasch autholte. kündigte die Gründung einer eıgenen ParteIı dem
In den etzten zehn Tagen VOT dem Wahltermin yalt als Namen „Demokratıische Union“ Im zweıten ahl-
nıcht ausgeschlossen, da{fß Tyminskı den Mınısterpräsıi- SAaNS Dezember sı1egte Lech Walesa ErWartLungSge-
denten auf Platz dreı verweısen könnte. ma mIt großem Abstand VOT seiınem Konkurrenten
SO geschah denn auch: Der Wahlgang Z No- TIyminskı. BeIl einer VWahlbeteiligung VO  = 53,4 Y erhielt
vember bescherte dem Eersten Regierungschef 4U S den Re1- /4,295 Y der Stiımmen, seın Rıvale immerhın nochZY
hen der „Solıdarnos€6“ ıne verheerende Nıederlage als
Bewerber das Präsıdentenamt. Er erhielt be]l einer
Wahlbeteiligung VO 60,6 Y 1U  a 18,08 Y der abgegebenen Walesa WAar der Favorıt der Kıirche
Stiımmen, Walesa 3096% und Tyminskı Z %ı Zwischen dem Erstien und dem zweıten Wahlgang den
Der überraschend hohe Stimmenanteıl für Tyminskı, der Präsiıdentschaftswahlen oriff die katholische Kıirche das
VO  s allem In ländlichen und kleinstädtischen Gebieten, In Mal miıt eıner Stellungnahme eın und machte ANSC-
wirtschaftlichen Krisenregionen und be] Jungen Men- sıchts eines nıcht völlıg ausgeschlossenen Wahlsiegs des
schen mMIt seınen Versprechungen Anklang fand, wurde Exoten ITymınskı 1ıne Wahlaussage ZUgUunNStienNn Walesas.
als ıne Nıederlage nıcht U  - für das MEUE Establishment Während der mehrmonatigen Auseinandersetzungen Z7W1-
INn Warschau, sondern auch für das Danzıger „Zentrum“ schen den beıden „Solıdarnost”-Lagern hatte’die Kırche
und Walesa persönlıch interpretiert. Der Regierung Ma- qUa Instiıtution striıkte Nichteinmischung praktızılert. Der
zowıleckı und ıhren Anhängern wurde angekreıdet, S1€ Klerus hatte jedoch mehrheitlich eindeutig ZUZUNSTIEN des
hätten mIıt einer gewlssen intellektuellen Überheblichkeit Danzıger Volkstribuns Stellung bezogen un: innerhalb
In Verkennung der Bewulfstseins- und Stimmungslage und außerhalb der Kirchen für ihn geworben: Er 1St der
eınes großen Teıls der Bevölkerung versaumt, den entbeh- „echte“, gul katholische Pole, Mazowileck:iı 1St ‚War auch
rungsreichen Weg des wirtschaftlichen Umbaus Z gyläubiger Katholık, seIlt Jahrzehnten INn der katholischen
Marktwirtschaft überzeugend vermiıtteln. Die La:enbewegung engagıert; aber umgab sıch nıcht mI1ıt
sprünglıche Zustimmung DA  _- Wıirtschafts- und Fınanzpo- Liberalen, Nıchtgläubigen und Politikern, dıe ıne „lınke”
lıtık se1 tatalerweise als eın iıntellektuelles Verstehen der Bıographie hatten? Zudem wurde der atente Antısemit1is-
Philosophie des Balcerowıcz-Programms mıßdeutet WOT- MUS In Polen, über dessen Ausmafß 11U  — schwer verläfsliche
den In ataler Verkennung des Funktionsmechanısmus Aussagen machen sınd, Mazowieckı und seın
eıner Demokratie se1l VErgESSCHN worden, da{fß nıcht al- Wahlbündnıiıs instrumentalısıert. Der Davıdstern oder das
lein darum geht, eın richtiges Programm haben, SO1MN- Wort A Zyd c (Jude) tand sıch auf vielen Mazowileck:i-Pla-
dern da{fß arüber hınaus ıne Mehrkheit für das Programm katen wıeder. OT Jetzt, da auch dıe internatıonalen

werden mu{ Mazowileckı und die Medıien, dıe Wahlkampfbeobachter häufiger über antısemitische Zun-
seıne Politik unterstuützten, hätten sıch eın falsches Bıld genschläge ın der Polemik Mazowileck:ı un ROAD
VoO eıgenen olk gyemacht. berichten mulßsten, fühlte sıch die katholische Kırche g-

nÖtıgt, iıne Erklärung den Antısemitismus NZU-Dıieser fatale Irrtum und die allenthalben für die kündıgen, der INn Polen auch stark rel1g1ös tundiert 1STDemokratıien Europas charakteristischen existentiellen (vgl ds Heft, ZUnsicherheiten der Übergangsphase gaben populıstischen
Argumenten un: autorıtären Losungen Nahrung. Dem /7war hatte sıch dıe Regıerung Mazowileckı dem Druck
kam der Volkstribun Walesa mıt seıner bildreichen Spra- der katholischen Kirche gebeugt un: den Religi0nsunter-
che und den demagogıischen Fähigkeiten Iy- riıcht auf i1ne Demokraten wen1g überzeugende Art und
mınskı entsprach mıt selıner leisen Demagogıe und selınen Weıse Parlament vorbeı und ohne Konsultatiıon miıt
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den nıchtkatholischen Christen pCI Dekret wıeder 1n den 1989 mIt einıgen Schönheitstehlern versehen. Eın solcher
Schulen eingeführt (vgl November LODO: SS WAar die Nıichteinhaltung eıner sıch logischen Reihen-
ber Walesa galt vielen Amtsträgern als der kırchlichere folge SEWESCNH. Dıi1e Sejmwahlen von Junı 1989 noch
Katholik, die Muttergottes VO Tschenstochau immer nıcht völlıg freı SCWESCNH; iıne HGUS Verfassung 1St noch

nıcht verabschiedet, die Entscheidung zwıischen dem Mo-Revers. Jetzt äfßt als ıne selıner ersten Amtshandlun-
SCH iıne Kapelle 1m Präsıdentenpalaıs Belweder einbauen. dell eiıner parlamentarıschen Republık mI1t starkem Regıie-

rungschef un: dem eıner Präsiıdialrepublik noch nıchtEngagıerte Anhänger eıner offenen, toleranten Gesell-
cchaft und des Grundsatzes der Irennung VO Staat und getällt. Es hätte nahegelegen, nach dem Machtwechsel 1mM
Kırche innerhalb und außerhalb der katholischen LaJen- Herbst 1989 züg1g euwahlen anzustreben, eın freı G5
bewegung fürchten heute eınen Klerikalismus In DPo- wähltes Parlament ine ftreiheitliche Verfassung verab-
len und iıne Quası-Omni1präsenz der katholischen Kır- schieden lassen, dıe dıe Kompetenzen der FExekutivor-
che, die sıch auf hre kulturelle, hıstorische und SaANC, VO  — allem das Verhältnis zwıischen Präsıdent,
politische berutend den Staat gleichsam A0 Dn Regierung und der Legislatıve testlegt. Statt dessen mel-
füllungsgehilfen be] der Durchsetzung iıhrer Zıele dete Lech Walesa seIlIt Wınter 1990 seınen Anspruch auf
chen sucht. das Präsıdentenamt d die Amtszeıt Jaruzelskıs wurde

verkürzt; dıe polnısche Innenpolitik WAar voll beschäftigt
mMIt dem Machtkampf zwıschen Walesas Danzıger „ZenKonsequenzen eiıner unlogischen trum “ und Mazowieckies ROAD); dıe Verfassungsdiskus-Reihenfolge S10N kam nıcht Aaus den befafßten Parlamentskommuiss1ıo0-
11C  > heraus, dıe auf die sıch abzeichnenden polıtischenBeI seıner Vereidigung 7A0 EHSLEN Ireigewählten Präsı- Machtverhältnissen schielen mußfsten; der Präsıdentdenten der Republık Polen Dezember 1990 riıef wurde direkt VO olk gewählt, erhielt damıt ıne höhere

Lech Walesa, der UVO VO seinem Amt als Vorsitzender demokratische Legıtimatıon als der SeJm, der nach einem
der Gewerkschaft „Solıdarsno$se” zurückgetreten WAal, dıe polıtıschen Proporz gewählt worden WAar, ausgeklügeltJ: Republık 4US Im Warschauer Königsschlofßs nahm „Runden Tisch“ mıiıt den Vertretern des „ancıen re-
aus den Händen des bısherigen Präsiıdenten der Londoner
Exıilregierung, Ryszard KaczorowsRı1, die Insıgnıen des gime” Der NECUEC remıler würde VO einem alb-demo-

kratıschen Parlament gewählt werden, das sıch 1mM Laufte
Präsıdenten der Ia Republık Walesa
übernahm VOT dem Königsschlofdßs den Oberbetehl über dieses Jahres nach der Verabschiedung eıner ahl-

ordnung selbst auflösen wırd, den Weg einem tre1i-
die Polnischen Streitkräfte. Wenıige Tage UVO hatte der
scheidende Präsıdent Jaruzelskı sıch VO der Armee In gewählten Sem ebnen.

einer mılıtäriıschen Zeremonıie verabschiedet. Da die Amtszeıt der Regierung danach LLUTL kurz
Miıt der Regierungsbildung gerlet der NEUC Präsıdent be- seın wiırd, erwIies sıch dıe Bestellung eiınes Premiers
reıts 1n den Erstien Amtstagen ın Schwierigkeıten, da der nach dem Verzicht Olszewskıs als NEerwWArtel schwier1g.
VO ıhm beauftragte „SolıdarnosSt”-Anwalt Jan Olszewskı Der geschäftsführende remıer Mazowieckı VO W a-
eın anderes Konzept für dıe Regierungsbildung verfolgte, lesa darum gyebeten weıgerte sıch, die Geschätte bıs
als dem Präsıdenten genehm W ar Olszewskı gyab den den Wahlen tortzutühren.

Das Resultat des sowohl Kontinultät als auch Wan-Auftrag zurück, da Walesa den bısherigen Finanzminıster
und Vızepremier Balcerowıicz In selınen Äl'l'lt€l' n belassen de]l ankündigenden Machtwechsels 1m Präsıdentenamt
wollte. Walesa hatte War 1mM Wahlkampf Mazo- WAar dıe erfolgreiche Beauftragung des Jungen Danzıger
wıeckı dıe Wırtschafts- und Finanzpolıitik scharf angegrif- Unternehmers und „Solıdarnost”-Parlamentarıers Jan
ten Be1 der Regierungsbildung stellte sıch jedoch rasch Krzysztof Bieleck: mI1t der Regierungsbildung und die VO

heraus, da{fi iıhm generell wenıger radıkale nde- Präsıdenten entschiedene Zusammensetzung des abı-
n VOT allem 1n den Schlüsselressorts Fınanzen, Auße-runNnscnh 1ın eiınzelnen Politikteldern oing als dıe vielbe-

rufene „Beschleunigung” auf dem VO remıer Mazo- 1TCS und Verteidigung. Dı1e Verlagerung der Gewichte VO

remıler ZU Präsıdenten WAaTr unübersehbar.wıeck]ı seIlIt Herbst 1989 vorgezeichneten Weg \Was
allerdings bereıts zwıischen Wahl und Vereidigung Wale- Der zweıte 4US der ehemalıgen „Solıdarnost”-BewegungSas sıchtbar wurde, War eın polıtischer Stıl, vielmehr kommende Regierungschef Polens, der zugleich Grün-noch dıe praktische Verlagerung des Machtzentrums VO dungsmitglied der 1990 gegründeten lıberalen ParteıRegierungssıtz INSs Belweder, den SItz des Präsıdenten.

ter dem Namen „Lıberal-Demokratischer Kongrefß“”Der (Gelst der noch verabschıedenden Verfassung
sollte durch dıe Wahl zwıschen Walesa und Mazowileckı (Kongres Liberalno-Demokratyczny/KL-D) 1St, wurde

4. Januar 1991 mıt großer Mehrheıit (226:56:52) Zvorbestimmt werden;: das WAar VO beıden „Lagernt VOT

den Präsiıdentenwahlen oft vorhergesagt worden. Mınısterpräsıdenten gewählt. Am Januar tellte seıne
Regierung VOLTL. Die Ressorts Finanzen (Balcerowiıcz), Au-Miıt der Wahl Walesas scheıint der Weg ıIn dıe Präsıdialde-

mokratie vorherbestimmt VOrausgeSeLZL, das Parlament Beres (Skubiszewskı), Verteidigung (Kolodziejczyk)
lıeben be]l den bısherigen Amtsıinhabern. In selner An-spielt mı1ıt trıttsrede kündigte Bieleck ı 1ne Beschleunigung des WITrt-

Der SESAMLE Demokratisierungsprozeiß In Polen WAar seIlt schafrtlichen Umbaus, 1ıne Stärkung des Kapıtalmarktes
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und iıne aktıve Landwirtschaftspolitik un in der Au- die den Präsıdenten 1im Wahlkampf Mazo-
enpolıtık 1ne ZULE Nachbarschaftt mıt allen Nachbarn wıeck ] unterstützt hatten. Während Walesa mIt seınen —

Polens, insbesondere ıne konsequente Ausfüllung der Sten Entscheidungen deutlich machte, dafß alte Loyalıtä-
Idee eıner „deutsch-polnischen Interessengemeinschaft”. ten nıcht 1e] yelten un: keıne automatıschen Antwart-

schaften auf Posten un Einflüsse o1bt, arnten die
Bürgerkomitees unmiıi(ßverständlich davor, die TVaWas kommt nach den Sejmwahlen?
SCH der Wähler enttäuschen, die auf eınen radıkalen

Es 1St noch völlıg offen, ob die Regierung Bieleckı eın el- Wechsel nach der Wahl Walesas DESELZL hatten und
n Proftil entwıckeln wırd oder ob die Abhängigkeıt teststellen mußßten, da{ß der „böse Bube“ der Regierung
VO  > Dırektiven Aaus dem Belweder-Palast die Mazowıeckı, Finanzminıister Balcerowicz, 1mM Kabınett
Machtverhältnisse In Polen pragen wırd. Dıi1e Schwäche Bieleckı möglicherweıse noch einflußreicher seın wırd, als
der Regierung Bieleck] ISt, da{fß S$1€e sıch als Regierung VO ın der alten Regierung SCWESCH WAar. Und ob dem
Fachleuten nıcht auf ıne feste parlamentarısche ehr- Präsıdenten 1ın der noch verabschiedenden Ver-
heıt tutzen kann, sondern diese jeweıls suchen mu Aber fassung sovıel Macht eingeräumt wırd, WI1€e Walesa sıch
auch der Präsıdent kann nıcht über iıne ihm blınd loyale wünscht, hängt siıcher nıcht zuletzt VO den Erfahrungen
Anhängerschaft 1m Sem verfügen. In dem alten Wahl- ab, die die Jetzıge Regierung und das Jetzıge Parlament
ündnıs bröckelt schon der Zusammenhalt, nachdem die mIt ıhm machen. Auf jeden Fall wırd davon abhängen,
Kabiınettsliste und das Regierungsprogramm ekannt ob be1 den Sejmwahlen INn diesem Frühjahr ıne Parteı
wurden. oder Parteikoalıition ıne ausreichende Mehrheıit —
Enttäuschung macht sıch sowohl ın Walesas Wahlvereıin menbekommt, die für Polen eın Präsiıdialregime wünscht.
„Zentrum“ als auch In den vielen Bürgerkomıiıtees breıt, 7):ieter Bıngen

Wır brauchen einen langen Atem  C6
Eın Gespräch miıt Heınz Joachım Held ZU  — ökumenischen Sıtuation
Am Februar beginnt In der australischen Haubptstadt (Jan- Vancouver 1983 noch sehr deutlich spüren. Jetzt kön-
berra dıe sıebte Vollversammlung des Okumenischen Rates 1E  s WIr mıt Kraft und Freiheit mI1ıt den Mıiıtglıeds-
der Kirchen. Ayus diesem Anlafß sprachen OLF m1E Heinz-Joa- kırchen 4U $ den osteuropäıschen Ländern über die
chım Held, se1t 797) Präsıdent des Kırchlichen Außenamtes gyemeınsame christliche Berufung Z Einheıt und ZUTr Ge-
der FK  s UN seıt 7953 Vorsitzender des ORK-Zentralaus- rechtigkeıt nachdenken. Aber INa  — mu{fß doch gleichzeıitig
schusses, über Probleme UN. Perspektiven der gegenwaärtıgen sehen, da{fß sıch dıe Spannungen 1m Nord-Süd-Verhältnis,
Lage der Okumene: Was hedeuten dıe Veränderungen In Eu- welche auch esonders dıe Okumene bewegen, nıcht VCTI-

ropa für dıe ökumenische Zusammenarbeit der Kiırchen ® W1ıe mındert haben Nehmen Sıe 1U  e die Schuldenkrise, dıe
annn zukünftig die Rolle der Katholischen Kırche ınnerhalb nach WIeE VO  S eın bedrängendes und bedrückendes Pro-
der öÖkumeniıschen Bewegung aussehen ® Wo liegen dıe Aufga- blem tür viele Völker un damıt auch für viele Kırchen
ben UN: Möglıichkeiten des Okumenischen Rates der Kır- darstellt. In vielen Ländern vyerade Lateinamerıikas, dıe
chen ® Dıie Fragen stellte Ulrich Ruh tormal eın demokratisches System haben, äflrt dıe WwIrt-

Herr Dr Held, für viele Mitgliedskirchen des ORK, schafrtliche Sıtuation keıine Entwicklung eıner wirklı-
chen Demokratie oder eiınem auch 1U  _- bescheidenendıe Jetzt hre Delegıierten Z  _ Vollversammlung nach (an- Wohlstand für alleberra schicken, hat sıch ın den etzten beiden Jahren das

Versteht sıch der ORK dann Iso auch weıterhın alspolitisch-gesellschaftliche Umfteld für ihr Wırken radıkal
verändert. Mülßlsten nıcht Jetzt VO der wıedergewonnenen Anwalt der Länder bzw Kırchen 1m Nord-Süd-

Konflıkt, un erhält das Bemühen soz1ıalethıische undKırchenfreiheit posıtıve Impulse gerade auch für dıe Öku-
menische Bewegung ausgehen, die Schwung durch- polıtische Probleme einen yewıssen Vorrang”?
A4UuS nötıg hätte”? eld Dıie gegenseıtıge Hılte der chrıistlıchen Kırchen
'"eld Es stiımmt, da{fß sıch VOT allem ıIn der Nordhälfte der gyesichts der bedrängenden polıtıschen und wirtschafrtli-
elt 1n den etzten Jahren 1e] verändert hat Wır können chen Schwierigkeiten bleıibt auf unserer Tagesordnung.
dafür LLUTL ankbar se1In. Dıie Ost-West-Konfrontatıion, die Diese Solidarıtät Armut und Unterdrückung 1n vIe-
ınzwıschen weıthın abgebaut wurde, wiıirkte sıch Ja auch ın len Ländern 1St Ausdruck Sökumenischer Gemeinschaft
der ökumenischen Bewegung, nıcht zuletzt 1m Okumeni- und konkreter uUusSweIls des Zusammengehörıigkeıitsge-

tühls der Kırchen. Hıer mufß sıch Okumene uch weıter-schen Rat, als Hemmschuh AaUs, das WAar bel den polıtı-
schen Dıskussionen auf der etzten Vollversammlung 1n hın bewähren, und ich sehe durchaus Chancen, da WIr


